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Sachgebiet 2129 


Vorbtatt 


Verminderung der Luftverunreinigung durch Benzin 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die zunehmende Bleibelastung der Atmosphäre bildet bei dem 
stark zunehmenden Kraftfahrzeugverkehr, insbesondere in 
Verkehrsballungsgebieten, eine Gefahr für die Umwelt. Eine 
Herabsetzung des Bleigehaltes von z. Z. 0,3 bis 0,65 Gramm 
(gewogenes Mittel gegenwärtig 0,44 Gramm) pro Liter Benzin 
ist daher notwendig. 


B. Lösung 

Der Bleigehalt pro Liter Benzin wird bis zum 1, Januar 1972 auf 
0,40 Gramm und bis zum 1, Januar 1976 auf 0,15 Gramm herab- 
gesetzt werden. 


C. Alternativen 

Den Bleigehalt bis zum 1. Januar 1972 auf 0,30 Gramm je Liter 
Benzin herabzusetzen. 


D. Kosten 

Die öffentlichen Haushalte werden dadurch nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl und Müller (Mülheim) 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- j 
rung mit Datum vom 3. März 1971 beim Deutschen | 
Bundestag eingebracht und von diesem in seiner ! 
112. Sitzung am 31. März 1971 nach eingehender 
Aussprache an den Innenausschuß federführend so- 
wie an den Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen, den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und an den Ausschuß für 
Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen hat, nach Anhörung 
von Sachverständigen aus der Automobilindustrie 
und der Mineralolwirtschaft, empfohlen, 

— den in dem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Ter- 
min für die zweite Verminderungsstufe beizu- 
behalten, 

— Ausnahmegenehmigungen für die Übergangszeit 
in der ersten Verminderungsstufe auch bei einer 
„Gefährdung des Wettbewerbs" zuzulassen, 

— sicherzustellen, daß die Genehmigungen für den 
Betrieb der von der Mineralölwirtschaft neu zu 
erstellenden Anlagen für sofort vollziehbar er- 
klärt werden, 

— die Bundesregierung aufzufordern, auf eine für 
ganz Europa einheitliche Regelung über den 
Bleigehalt im Benzin hinzuwirken, 

— die Bundesregierung aufzufordern, alsbald einen 
Gesetzentwurf über eine Umstrukturierung der | 


I Kraftfahrzeugsteuer vorzulegen, der den Not- 

I Wendigkeiten des Umweltschutzes Rechnung 

I trägt. 

! Nach der Empfehlung des initberatenden Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit soll 

— der Zweck des Gesetzes in dem Gesetzestext 
definiert werden, 

— aus gesundheitspolitischen Gründen der Termin 
der zweiten Verminderungsstufe für die Begren- 
zung des Bleigehalts vorverlegt werden, 

— der Empfehlung des Ausschusses für Verkehr 

und für das Post- und Fernmeldewesen sowohl 
hinsichtlich einer einheitlichen europäischen 

Regelung als auch hinsichtlich der Umstrukturie- 
rung der Kraftfahrzeugsteuer gefolgt werden. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat ge- 
gen den Gesetzentwurf keine Bedenken erhoben. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, der Verunreini- 
gung der Luft durch Bleiverbindungen aus den Ab- 
gasen der Kraftfahrzeuge entgegenzuwirken und 
die Anwendung wirkungsvoller Abgasreinigungs- 
einrichtungen zu erleichtern. Der Innenausschuß ist 
dem Vorschlag der Bundesregierung gefolgt, zwei 
Verminderungsstufen für die Zusätze von Blei im 
Benzin vorzusehen. Zunächst soll bis zum 1. Januar 
1972 der Bleizusatz auf 0,40 Gramm je Liter Ben- 
zin beschränkt werden, was in etwa einer SOVoigen 
Verminderung der Bleibelastung der Atmosphäre 
I entsprechen würde. Da aber diese Verminderung 
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durch den vermehrten Verkehr in wenigen Jahren 
wiederaufgehoben würde, soll ab 1. Januar 1976 der 
Gehalt an Bleiverbindungen im Benzin auf 
0,15 Gramm je Liter Benzin herabgesetzt werden. 


1 

erforderlich, die zu einer Erhöhung des Benzinprei- 
' ses von ein bis zwei Pfennig pro Liter führen kön- 
! nen. 


Im übrigen liegt der von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Termin für die zweite Verminde- 
rungsstufe zwischen dem von der Mineralölwirt- 
schaft geforderten (1. Januar 1977) und dem vom 
Bundesrat gewünschten Termin (1. Januar 1974). 
Ein Antrag der Minderheit des Ausschusses, den 
Bleigehalt bis zum 1. Januar 1972 auf 0,30 Gramm 
je Liter Benzin zu begrenzen, fand keine Mehrheit, i 

Dem Ausschuß wurde dargelegt, daß die Vermin- 
derung des Bleigehalts in beiden Stufen keine nach- 
teiligen Folgen für die Kraftfahrzeugmotore haben 
wird. Es ist auch nicht zu erwarten, daß zur Kom- 
pensation der Bleiverminderung der Aromatenge- 
halt über das heute bei Superbenzin übliche Maß 
hinausgehen wird. 

Der Innenausschuß hält es für erforderlich, daß 
alles getan wird, um ein Hinauszögern der Erteilung 
von Betriebsgenehmigungen für die in der zweiten 
Verminderungsstufe neu zu erstellenden Anlagen 
zu vermeiden, damit der Termin 1. Januar 1976 aus- 
nahmslos eingehalten. werden kann. 

Der Innenausschuß ist mit den mitberatenden 
Ausschüssen für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen sowie für Jugend, Familie und 
Gesundheit weiterhin der Ansicht, daß der Erlaß 
einer Richtlinie der Europäischen Gemeinschaften, 
die dem Zweck des Gesetzentwurfs entspricht, anzu- 
streben ist. 

Der Ausschuß ist ferner der Auffassung, daß es 
erforderlich ist, außer dem Ausstoß von Blei auch 
den Ausstoß weiterer verunreinigender Stoffe aus 
den Kraftfahrzeugmotoren zu vermindern. 

Kosten werden durch die Umstellung auf die 
erste Verminderungsstufe nicht verursacht. Für die 
Einhaltung der zweiten Verminderungsstufe sind 
umfangreiche Investitionen der Mineralölindustrie 


Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf 
i unverändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
‘ düng des Entwurfs — Drucksache \J/1902 — ver- 
! wiesen. 


III. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zur Überschrift 

Die bisherige Überschrift ist zu umfassend, da die 
Vorschriften des Gesetzes die Begrenzung der Blei- 
zusätze im Benzin zum Gegenstand haben. 

Zu § 1 

Im Hinblick insbesondere auf § 3 Abs. 2, in dem 
bestimmt ist, daß eine Ausnahmebewilligung dem 
Zweck des Gesetzes nicht zuwiderlaufen darf, ist es 
geboten, den Gesetzeszweck zu definieren. 

Zu § 3 

Da Ausnahmegenehmigungen während der Über- 
gangszeit in der ersten Verminderungsstufe aus ge- 
sundheitspolitischen Gründen nur in wirklichen Not- 
fällen erteilt werden sollen, sollen durch den Bun- 
desminister des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen Ver- 
waltungsvorschriften über die Bewilligungsgrund- 
sätze erlassen werden. 

Zu § 8 

Der Ausschuß billigte die Vorschrift, obwohl ge- 
gen die Sonderstellung bei der Einfuhr von Otto- 
kraftstoffen für Verteidigungszwecke starke Be- 
denken bestehen (siehe auch Empfehlung der 
16. Jahresversammlung der Nordatlantischen Ver- 
sammlung [NATO] vom 6. bis 10. November 1970, 
die Verwendung von Blei im Benzin so schnell wie 
möglich zu verbieten). 


Bonn, den 18. Juni 1971 

Dr. Gruhl Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1902 — mit 
der Maßgabe, daß die Überschrift und § 1 wie 
folgt gefaßt werden; 

„Entwurf eines Gesetzes zur Verminderung 
von Luftverunreinigungen durch 
Bleiverbindungen in Ottokraftstoffen für 
Kraftfahrzeugmotore 
{Benzinbleigesetz — BzBlG)“ 

.§ 1 

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz 
der Gesundheit den Gehalt an Bleiverbindun- 
gen und anderen anstelle von Blei zugesetzten 
Metallverbindungen zu beschränken. 

(2) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf Otto- 
kraftstoffe, die für Kraftfahrzeugmotore be- 
stimmt sind." 

und in § 3 folgender Absatz 4 angefügt wird: 

„(4) Der Bundesminister des Innern erläßt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen Verwaltungsvor- 
schriften über die Grundsätze, die bei der Be- 
willigung der Ausnahmen zu beachten sind.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. folgende Entschließungsanträge anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß der Aromatengehalt den heute bei 
Superbenzin üblichen Wert nicht überschrei- 
tet, weil eine Erhöhung der Aromaten als 
Ausgleich für die Verminderung der Blei- 
sätze zur Vermehrung anderer gesundheits- 
schädlicher Bestandteile in den Kraftfahr- 
zeugabgasen führen können; 


b) diesem Gesetz dem Stand der Technik ent- 
sprechende Anforderungen an die KidiLiahr- 
zeuge zum Schutz der Umwelt folgen zu las- 
sen, um mit der weitgehenden Verminderung 
aller luftverunreinigenden Stoffe in den Ab- 
gasen eine Angleichung des heutigen An- 
triebsystems der Kraftfahrzeuge an die Er- 
fordernisse des Umweltschutzes zu erreichen; 

c) Mineralölindustrie und -handel sowie die 
Automobilindustrie darauf hinzuweisen, daß 
sie sich darauf einstellen sollten, ab 1976 
neuartige Motore und einen bleifreien Kraft- 
stoff zur Verfügung zu haben; 

d) darauf hinzuwirken, daß Genehmigungen für 
Anlagen, die durch Erfüllung dieses Geset- 
zes dienen, beschleunigt erteilt werden und 
daß im Hinblick auf die Vollziehung dieser 
Genehmigung das öffentliche Interesse an 
der baldigen Inbetriebnahme der Anlagen 
verdeutlicht wird; sie möge ferner darauf 
hinwirken, daß im Einzelfalle geprüft wird, 
ob das öffentliche Interesse an einer sofor- 
tigen Vollziehung der Genehmigung zu be- 
jahen ist; 

e) darauf hinzuwirken, daß die NATO ihre Spe- 
zifikation für den Gehalt an Bleiverbindun- 
gen in Ottokraftstoffen schon im Hinblick auf 
die eigene Empfehlung anläßlich der 16. Jah- 
restagung vom 6. bis 10. November 1970 als- 
bald in angemessenem Ausmaß herabsetzt; 

f) darauf hinzuwirken, daß die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften eine 'Richtlinie 
zur Verminderung der Bleigehalte in Kraft- 
stoffen erläßt, die dem Zweck dieses Geset- 
zes entspricht; 

g) dem Bundestag über die Durchführung des 
Gesetzes und über die zur Erfüllung der Ent- 
schließung getroffenen Maßnahmen zum 
1. Juni 1973 zu berichten; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 18. Juni 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Dr. Gruhl Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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